
Wenn die Heimaufsicht 
über das Ziel hinausschießt

Ein Einrichtungsträger hat im einstweiligen Rechtsschutz erreicht, dass 
wesentliche Teile einer heimrechtlichen Anordnung vorläufig gestoppt wurden 

(VG Gießen, Beschluss vom 30.04.2026, Az. 2 L 424/26.GI). Solche Erfolge stehen 
vor hohen rechtlichen und praktischen Hürden, sind aber nicht unmöglich.

Von Nicole Hörr

D ie Situation ist vielen 
Führungskräften in 
stationären Pf le-
ge- und Senioren

heimen vertraut: Bei einer Regel- 
oder Anlassprüfung zeigen sich 
Mängel – bei der Dokumentati-
on, bei der Medikamentenauf-
bewahrung und anderem mehr. 
Die Heimaufsicht reagiert mit 
einem harschen Maßnahmen-
paket: strikte Personalvorgaben, 
ein Aufnahmestopp, Zwangs-
gelder in fünfstelliger Höhe und 
engmaschige Berichtspflichten. 
Für die betroffene Einrichtung 
bedeutet das wirtschaftlicher 
Druck, Unsicherheit im Team, 
man sieht sich in die Ecke ge-
drängt. Und das oft in einer Pha-
se, in der ohnehin alle Kräfte ge-
bunden sind.

Was war passiert?
Die Heimaufsicht hatte nach 
wiederholten Prüfungen unter 
anderem einen festen Personal-
schlüssel im Tagdienst angeord-
net – eine Pflegefachkraft auf 
maximal 25 Bewohnerinnen 
und Bewohner, insgesamt eine 
Pf legekraft auf zehn Bewoh-
ner. Dazu kam ein Belegungs-
stopp: nicht mehr als vier Neu-
aufnahmen pro Monat. Für den 
Fall der Nichteinhaltung droh-
te die Behörde Zwangsgelder 
von 15.000 bzw. 25.000 Euro 
an. Obendrein verfügte sie eine 
dauerhafte monatliche Vorlage-
pflicht für Dienstpläne und Be-
legungslisten.

Was hat das Gericht ent-
schieden?
Das Verwaltungsgericht hat ge-
nau und sehr differenziert hin-
gesehen – das ist die gute Nach-
richt. Die Personalanordnung an 

sich sei grundsätzlich berechtigt. 
Wenn Mängel bestehen und ein 
Zusammenhang mit zu gerin-
gem Personaleinsatz plausibel er-
scheint, dürfe die Heimaufsicht 
handeln. Das sollte niemanden 
überraschen.

Bei drei Punkten aber hat 
das Gericht der Behörde klare 
Grenzen aufgezeigt. Eine dau-
erhafte Pflicht, laufend Perso-
nal und Belegung zu melden, 
sei vom Gesetz nicht gedeckt. 
Auskünfte könne die Heimauf-
sicht nur anlassbezogen verlan-
gen, nicht als fortlaufende Rou-
tine. Das Zwangsgeld in Höhe 
von 15.000 Euro sei unverhält-
nismäßig, weil es nicht danach 
unterscheide, ob die Einrichtung 
an einem einzigen Tag oder über 
Wochen hinweg unterbesetzt 
war. Und der starre Belegungs-
stopp mit einer reinen Kopfzahl-
Obergrenze – ohne Befristung 
und ohne Berücksichtigung des 
tatsächlichen Pflegebedarfs der 
aufzunehmenden Personen – ge-
he über das hinaus, was erforder-
lich und angemessen sei.

Gerade der letzte Punkt ver-
dient Aufmerksamkeit. Ein pau-
schaler Aufnahmestopp trifft 
eine Einrichtung doppelt: Er 
verhindert die Auslastung, die 
zur Refinanzierung nötig ist, 
und verschärft damit genau die 
wirtschaftliche Schieflage, die 
eine nachhaltige Qualitätsver-
besserung erst ermöglicht. Das 
Gericht hat das erkannt und 
deutlich gemacht, dass eine am 
Pflegegrad orientierte Steuerung 
der Neuaufnahmen das mildere 
und mindestens gleich wirksame 
Mittel gewesen wäre. Denn ob 
vier stark pflegebedürftige oder 
acht weniger pflegeintensive Be-
wohner aufgenommen werden, 
macht für die Belastung des Per-

sonals einen erheblichen Unter-
schied – die reine Zahl der Neu-
aufnahmen blendet das aus.

Was bedeutet das für die 
Praxis?
Mängel sind immer ernst zu-
nehmen und zügig abzustellen – 
das bleibt die Grundregel. Wer 
wiederholt auffällt, muss mit 
harten Maßnahmen rechnen. 
Eine saubere, lückenlose Pfle-
geplanung und -dokumentation 
sind dabei meistens der entschei-
dende Hebel. Gleichzeitig zeigt 
dieser Fall, dass es sich lohnen 
kann, Anordnungen nicht ein-
fach hinzunehmen. Pauschale 
Vorgaben ohne Berücksichti-
gung der individuellen Situa-
tion der Einrichtung, Aufnah-
mestopps ohne klare Befristung 
und undifferenzierte Zwangs-
gelder sind angreif bar. Der 
einstweilige Rechtsschutz vor 
den Verwaltungsgerichten ist 
keine abstrakte juristische For-
mel. Er ist ein reales Werkzeug, 
das Einrichtungen mit gericht-
lichen Stopp-Verfügungen vor 
über das Ziel hinausschießen-
den Maßnahmen der Heimauf-
sichten schützen kann, während 
parallel an der Qualitätsverbes-
serung gearbeitet wird.

Wichtig ist das Timing: Wer 
sich wehren will, sollte die Fris-
ten im Blick behalten und früh-
zeitig fachlichen Rat einholen. 
Oft entscheiden dann die Quali-
tät der Dokumentation und zeit-
nah vorgelegte Nachweise der 
Beseitigung der Mängel darü-
ber, ob eine Anordnung Bestand 
hat oder nicht.

Die Autorin ist Rechtsanwältin 
und Fachanwältin für Sozialrecht 
bei Iffland Wischnewski Rechts-
anwälte.

Private Pflegeheime im 
Schnitt 300 Euro günstiger
Auch Mehrheit der neuen Plätze sind privat

Private Pflegeheime sind für Bewohnerinnen und Be-
wohner im Durchschnitt rund 300 Euro pro Monat 
günstiger als kommunale oder freigemeinnützige Ein-
richtungen. Das geht aus einer Analyse des Daten
anbieters pf legemarkt.com hervor, die Kosten und 
Angebotsstruktur zwischen 2021 und 2026 auswer-
tet. Zugleich stellen private Betreiber den Großteil neu 
entstandener Pflegeplätze.

Nach der Auswertung liegen die monatlichen Ge-
samtkosten für Bewohnende zum Stichtag 1. Juni 2026 
bei durchschnittlich rund 3.200 Euro. Private Einrich-
tungen weisen mit 3.007 Euro die niedrigsten Werte aus, 
kommunale Träger folgen mit 3.290 Euro, freigemein-
nützige Häuser mit 3.300 Euro. Der Eigenanteil ist laut 
Analyse seit 2021 im Durchschnitt um 42 Prozent ge-
stiegen; damals lag er bei etwa 2.200 Euro. Grundlage 
der Auswertung sind die offiziell gemeldeten Pflege-
sätze, differenziert nach Trägerart und Kostenblöcken.

Als wesentlichen Treiber nennt die Analyse die Ein-
führung tariflicher Bezahlung nach dem Gesundheits-
versorgungsweiterentwicklungsgesetz zum 1. September 
2022. Der einrichtungseinheitliche Eigenanteil sei bei 
privaten Trägern zwischen 2021 und 2025 um 95 Pro-
zent gestiegen, bei kommunalen und freigemeinnützi-
gen Einrichtungen jeweils um 50 Prozent. Viele private 
Betreiber hätten zuvor keine Tarifbindung gehabt und 
ihre Löhne deutlich stärker anheben müssen.

Bei den Investitionskosten liegen private Häuser laut 
Auswertung vorn, bei den Kosten für Unterkunft und 
Verpflegung sowie beim einrichtungseinheitlichen Ei-
genanteil dagegen am unteren Ende. Das durchschnitt-
liche Baujahr privater Einrichtungen wird mit 1995 an-
gegeben, das kommunaler Häuser mit 1972 und das 
freigemeinnütziger Häuser mit 1986. Auch bei den 
Modernisierungen liegen private Betreiber mit einem 
Durchschnittsjahr von 2004 leicht vor freigemeinnüt-
zigen Häusern mit 2003.

Deutschlandweit zählt die Analyse 11.662 Pflege-
heime mit rund 914.000 vollstationären Plätzen; etwa 
40 Prozent davon befinden sich in privater Trägerschaft. 
Zwischen 2021 und 2025 entstanden 56.469 neue Pflege-
heimplätze, davon 34.784 bei privaten Betreibern (rund 
62 Prozent). Im gleichen Zeitraum wurden Pflegehei-
me mit 28.135 Plätzen geschlossen, sodass ein Netto-
Wachstum von 28.568 Plätzen verbleibt; daran hielten 
private Träger einen Anteil von 70 Prozent. � (ck) 

Zur vollständigen Analyse: https://vinc.li/analyse

Ausrutschen bei Massage im 
Betrieb ist kein Arbeitsunfall

Sozialgericht München urteilt in einem Fall

Der Sturz einer Mitarbeiterin im betriebseigenen 
Massageraum während der Arbeitszeit ist kein Arbeits
unfall. Das Sozialgericht München urteilte in einem 
entsprechenden Fall. Die Begründung: Wer ein freiwil-
liges Massageangebot im Betrieb wahrnimmt, hand-
le vor allem aus persönlichem Interesse an Erholung 
und Entspannung, teilte das Gericht mit. Die Richter 
stellten demnach klar, dass weder die Kostenübernah-
me der Massage durch den Arbeitgeber noch die Frei-
stellung während der Arbeitszeit den gesetzlichen Un-
fallversicherungsschutz automatisch ausweiten.

In dem Fall hatte die Mitarbeiterin eines Münch-
ner Unternehmens über das betriebsinterne Portal ih-
res Arbeitgebers einen Termin für eine Schulter- und 
Nackenmassage gebucht. Das Angebot stand allen Be-
schäftigten als freiwillige Leistung des Arbeitgebers al-
len Mitarbeitenden während der Arbeitszeit zur Ver-
fügung. Beim Betreten des Massageraums rutschte die 
Frau jedoch wegen Massageöls auf dem Boden aus. Sie 
zog sich eine Kniegelenkprellung und einen Außen-
meniskusriss zu.

Die Berufsgenossenschaft lehnte es ab, den Vorfall 
als Arbeitsunfall anzuerkennen. Auch das Sozialgericht 
wies die Klage ab. Eine individuelle Massage, selbst 
wenn sie zur Prävention von arbeitsbedingten Nacken-
beschwerden diene, gehöre grundsätzlich zum unver-
sicherten, persönlichen Lebensbereich, hieß es weiter. 
Auch der Weg zum Massageplatz gelte als unversi-
chert. Das Urteil ist nicht rechtskräftig.� (dpa)
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